
  
  

  

 

Mandanten-Information für Ärzte und Zahnärzte 
 

Im Januar 2024 

Sehr geehrte Mandantin, 
sehr geehrter Mandant, 
wenn an einer Betriebsveranstaltung weniger 
Arbeitnehmer als geplant teilnehmen, kann das zu 
einer übermäßigen Steuerlast der teilnehmenden 
Arbeitnehmer führen. Wir beleuchten, warum 
sich an der gesetzlichen Grundlage für die Auftei-
lung der Gesamtkosten so schnell nichts ändern 
wird. Zudem zeigen wir, warum ein als „Pool-
arzt“ im Notdienst tätiger Zahnarzt abhängig 
beschäftigt sein kann. Der Steuertipp befasst 
sich mit verbesserten Abschreibungsmöglich-
keiten, mit denen der Gesetzgeber dem Mangel 
an Mietwohnungen entgegenwirken will. 

Betriebsveranstaltungen  

Die Verfassungsbeschwerde zur  
Vorteilsermittlung ist gescheitert 
Betriebsveranstaltungen sind Veranstaltungen auf 
betrieblicher Ebene, die gesellschaftlichen Cha-
rakter haben (z.B. Betriebsausflüge, Weihnachts- 
und Jubiläumsfeiern). Ob die Veranstaltung vom 
Arbeitgeber, Betriebsrat oder Personalrat durch-
geführt wird, ist unerheblich.  

Soweit die Zuwendungen des Arbeitgebers für 
bis zu zwei solcher Veranstaltungen jährlich den 
Betrag von 150 € (bis einschließlich 2023: 110 €) 
je Betriebsveranstaltung und teilnehmenden Ar-
beitnehmer nicht übersteigen, gehören sie nicht 
zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit. 
Das gilt allerdings nur, wenn die Teilnahme an 
der Betriebsveranstaltung allen Angehörigen des 
Betriebs oder eines Betriebsteils offensteht. 

Im Übrigen kann der Arbeitgeber die Lohnsteuer 
mit einem Pauschsteuersatz von 25 % erheben, 
soweit er steuerpflichtigen Arbeitslohn aus An-
lass von Betriebsveranstaltungen zahlt. 

Bei der Ermittlung des geldwerten Vorteils sind 
laut Bundesfinanzhof alle mit der Veranstaltung 
unmittelbar zusammenhängenden Aufwendungen 
des Arbeitgebers anzusetzen. Das gilt ungeachtet 
dessen, ob sie beim Arbeitnehmer einen Vorteil 
begründen können. Die danach zu berücksichti-
genden Aufwendungen (Gesamtkosten) des Ar-
beitgebers sind zu gleichen Teilen auf die bei der 
Betriebsveranstaltung anwesenden Teilnehmer 
aufzuteilen. Die hiergegen gerichtete Verfas-
sungsbeschwerde hat das Bundesverfassungsge-
richt nicht zur Entscheidung angenommen. Damit 
gehen (nachträgliche) Absagen bzw. das Nichter-
scheinen einzelner Arbeitnehmer weiterhin zu 
Lasten der teilnehmenden Arbeitnehmer. 
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Facharzt  

Laborärztliche Diagnose ist von der 
Umsatzsteuer befreit 
Im medizinischen Sektor sind zwei Umsatzsteu-
erbefreiungen von zentraler Bedeutung: 

• Heilbehandlungen im Bereich der Humanme-
dizin, die bei der Ausübung ärztlicher und 
arztähnlicher Berufe durchgeführt werden, 
sind nach den europarechtlichen Vorgaben 
steuerfrei zu stellen.  

• Krankenhausbehandlungen und ärztliche Heil-
behandlungen einschließlich der Diagnostik, 
Befunderhebung, Vorsorge, Rehabilitation, 
Geburtshilfe und Hospizleistungen sowie da-
mit eng verbundene Umsätze, die von Einrich-
tungen des öffentlichen Rechts ausgeführt 
werden, sind unter bestimmten Voraussetzun-
gen ebenfalls steuerfrei zu belassen. 

Das Bundesfinanzministerium hat sich zur Um-
satzsteuerbefreiung von Laborleistungen geäu-
ßert. Es reagiert damit auf die aktuelle Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) 
und hat in diesem Zusammenhang den Umsatz-
steuer-Anwendungserlass angepasst. 

Laut EuGH können medizinische Analysen eines 
Facharztes für klinische Chemie und Laboratori-
umsdiagnostik steuerfrei sein. Ein Vertrauensver-
hältnis zwischen Behandelndem und Patient sei 
keine Voraussetzung für die Steuerbefreiung ei-
ner Tätigkeit im Rahmen einer Heilbehandlung. 
Der Bundesfinanzhof schloss sich dieser Recht-
sprechung im Jahr 2019 an. Medizinische Analy-
sen klinischer Chemiker und von Laborärzten 
können nach beiden oben genannten Regelungen 
umsatzsteuerfrei sein. 

Hinweis: Diese neuen Grundsätze sind auf 
Umsätze in allen offenen Fällen anzuwenden. 
Nach einer Nichtbeanstandungsregelung kön-
nen bis zum 31.12.2023 erbrachte Umsätze 
auch als steuerpflichtig behandelt werden, 
wenn die Voraussetzungen für die Steuerbe-
freiung nicht erfüllt sind. Wir beraten Sie ger-
ne ausführlich zur Umsatzsteuerbefreiung für 
Laborleistungen. 

Zuschläge  

Der maßgebende Grundlohn ist nach 
dem Anspruchsprinzip zu ermitteln 
Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- oder 
Nachtarbeit, die ein Arbeitnehmer neben seinem 
Grundlohn für tatsächlich geleistete Arbeit zu 
diesen Zeiten erhält, kann der Arbeitgeber steuer-
frei auszahlen, soweit sie bestimmte Prozentsätze 

des Grundlohns nicht übersteigen. Für Nachtar-
beit in der Zeit zwischen 20 Uhr und 6 Uhr kön-
nen beispielsweise Zuschläge bis zu 25 % des 
Grundlohns steuerfrei bleiben.  

Der für die Bemessung der steuerfreien Zuschlä-
ge maßgebende Grundlohn ist der laufende Ar-
beitslohn, der dem Arbeitnehmer bei der für ihn 
geltenden regelmäßigen Arbeitszeit für den je-
weiligen Lohnzahlungszeitraum arbeitsvertrag-
lich zusteht. Dieser Arbeitslohn ist in einen Stun-
denlohn umzurechnen und steuerlich mit höchs-
tens 50 € pro Stunde anzusetzen. 

Ob und in welchem Umfang der Grundlohn dem 
Arbeitnehmer steuerlich tatsächlich zufließt, ist 
laut Bundesfinanzhof (BFH) für die Bemessung 
der Steuerfreiheit der Zuschläge ohne Belang. Im 
Streitfall hatte der Arbeitgeber aufgrund einer 
Gehaltsumwandlung Zahlungen an eine Unter-
stützungskasse erbracht. Der BFH hat auch diese 
Zahlungen ungeachtet dessen zum Grundlohn ge-
rechnet, dass die gezahlten Beiträge dem Arbeit-
nehmer steuerlich nicht zugeflossen waren. 

Ukraine-Krieg  

Erleichterungen für Spendenabzug  
gelten auch 2024 
Spenden an notleidende Menschen aus der Ukra-
ine sind unter erleichterten Voraussetzungen von 
der Steuer absetzbar. Das Bundesfinanzministeri-
um hat geregelt, dass diese Erleichterungen auch 
im Jahr 2024 anwendbar sind. Somit gelten unter 
anderem folgende Regelungen fort: 

• Geldspenden: Wer Geld an notleidende Men-
schen aus der Ukraine spendet, braucht für die 
Einkommensteuererklärung nur einen verein-
fachten Zuwendungsnachweis, und zwar ohne 
Beschränkung des Betrags. Selbst wer 5.000 € 
spendet, muss nur einen Kontoauszug, einen 
Lastschriftbeleg oder einen Ausdruck aus dem 
Onlinebanking aufbewahren. Die Spende 
muss aber auf ein Sonderkonto einer inländi-
schen steuerbegünstigten Körperschaft einge-
zahlt werden, das für diesen besonderen 
Zweck (Ukraine-Krise) eingerichtet wurde. 

• Spendenaktionen: Steuerbegünstigte Körper-
schaften wie Sportvereine dürfen finanzielle 
Mittel für steuerbegünstigte Zwecke eigentlich 
nur verwenden, wenn sie diese Zwecke laut 
ihrer Satzung fördern. Wollen sie aber von der 
Ukraine-Krise Betroffene finanziell unterstüt-
zen, dürfen sie ausnahmsweise im Rahmen ei-
ner Sonderaktion zu Spenden aufrufen und 
diese dann unmittelbar einsetzen, ohne ihre 
Satzung entsprechend ändern zu müssen. Sie 
haben allerdings die Bedürftigkeit der unter-
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stützten Personen oder Einrichtungen selbst zu 
prüfen und dies zu dokumentieren. 

• Hilfsaktionen: Ausnahmsweise dürfen steu-
erbegünstigte Körperschaften auch vorhande-
ne, nicht anderweitig gebundene Mittel ohne 
Satzungsänderung für die Unterstützung Be-
troffener einsetzen. Das gilt auch für die Über-
lassung von Personal und Räumlichkeiten. 

• Arbeitslohnspende: Verzichten Arbeitneh-
mer auf Teile ihres Lohns zugunsten einer 
Zahlung des Arbeitgebers auf ein Spenden-
konto einer steuerbegünstigten Körperschaft 
oder zugunsten eines vom Ukraine-Krieg ge-
schädigten Beschäftigten des Unternehmens, 
werden diese Lohnteile steuerfrei gestellt. 

• Beihilfen des Arbeitgebers: Steuerlich be-
günstigt sind auch unentgeltliche Leistungen 
zur Reparatur kriegsbeschädigter Infrastruktur 
und Beihilfen des Arbeitgebers an vom Krieg 
geschädigte Arbeitnehmer. 

• Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen: 
Unterstützen Unternehmer vom Krieg in der 
Ukraine geschädigte Personen, können für ih-
re Aufwendungen Sponsoringregelungen gel-
ten. Danach ist ein Betriebsausgabenabzug er-
laubt, wenn der Sponsor wirtschaftliche Vor-
teile für sein Unternehmen erstrebt, die in der 
Sicherung oder Erhöhung seines unternehme-
rischen Ansehens liegen können. 

Kinderwunsch  

Ausgaben für eine Ersatzmutter sind 
nicht absetzbar 
Erfüllen sich zwei miteinander verheiratete Män-
ner ihren Kinderwunsch über eine Ersatzmutter-
schaft, lassen sich die hierbei entstehenden Kos-
ten nicht als außergewöhnliche Belastungen ab-
setzen. Dies geht aus einem neuen Urteil des 
Bundesfinanzhofs (BFH) hervor. 

Geklagt hatten zwei Männer, die in den USA eine 
Ersatzmutter engagiert hatten, die sich eine Eizel-
le einer anderen US-Amerikanerin einpflanzen 
ließ. Die Zelle war zuvor mit Samenzellen eines 
der Männer künstlich befruchtet worden. Nach-
dem das Kind geboren war, nahm das deutsche 
Männerpaar es mit nach Deutschland. 

Das Finanzamt erkannte die Ausgaben für die Er-
satzmutterschaft nicht als außergewöhnliche Be-
lastungen an und wurde darin vom BFH bestätigt. 
Abzugsfähige Krankheitskosten hätten nicht 
vorgelegen, weil eine Krankheit ein anormaler 
regelwidriger Körperzustand sei. Die Kinderlo-
sigkeit der Männer gründete aber gerade nicht auf 
einem regelwidrigen Zustand, sondern auf den 

biologischen Grenzen der Fortpflanzung. Die 
Männer konnten auch nicht mit ihrem Argument 
durchdringen, dass der unerfüllte Kinderwunsch 
bei einem der Partner eine beginnende psychische 
Erkrankung ausgelöst hatte und diese durch die 
Ersatzmutterschaft geheilt werden konnte. 

Ein von einer Ersatzmutter geborenes Kind kann 
laut BFH keine medizinisch indizierte Heilbe-
handlung einer seelischen Erkrankung sein. Eine 
solche Einordnung ist nicht mit dem Grundrecht 
des Kindes auf Unantastbarkeit seiner Menschen-
würde vereinbar. Würde man das Kind derart ein-
ordnen, würde es zu einem bloßen Objekt herab-
gewürdigt, das der Linderung einer seelischen 
Krankheit dient. Zudem würde auch die Ersatz-
mutter auf ein medizinisches Hilfsmittel redu-
ziert. Ein Abzug als außergewöhnliche Belastun-
gen scheiterte zudem auch daran, dass die Ersatz-
mutterschaft nach dem deutschen Embryonen-
schutzgesetz hierzulande nicht zulässig ist. 

Sozialversicherungspflicht  

Poolarzt im vertragszahnärztlichen Not-
dienst ist abhängig beschäftigt 
Ein Zahnarzt, der als „Poolarzt“ im Notdienst tä-
tig ist, geht nicht deshalb automatisch einer selb-
ständigen Tätigkeit nach, weil er mit dieser Tä-
tigkeit an der vertragszahnärztlichen Versorgung 
teilnimmt. Das geht aus einem neuen Urteil des 
Bundessozialgerichts (BSG) hervor. Maßgebend 
sind laut BSG vielmehr die konkreten Umstände 
des Einzelfalls.  

Der Kläger ist ein Zahnarzt, der seine Tätigkeit 
als versicherungspflichtiges Beschäftigungsver-
hältnis eingestuft wissen wollte, damit die Kas-
senärztliche Vereinigung (KZV) für ihn Sozial-
versicherungsbeiträge (nach-)zahlt. 

Der Zahnarzt hatte seine Praxis 2017 verkauft 
und war nicht mehr zur vertragszahnärztlichen 
Versorgung zugelassen. In den Folgejahren über-
nahm er immer wieder von der KZV organisierte 
Notdienste. Der Zahnarzt rechnete seine Leistun-
gen nicht individuell je Patient ab, sondern erhielt 
ein festes Stundenhonorar. Die Deutsche Ren-
tenversicherung Bund stufte den Kläger wegen 
seiner Teilnahme am vertragszahnärztlichen Not-
dienst als selbständig tätig ein, so dass sie keine 
Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- 
und Rentenversicherung annahm. 

Das BSG ging jedoch von einem sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis aus 
und begründete dies mit der Eingliederung des 
Zahnarztes in die von der KZV organisierten Ab-
läufe. Der Zahnarzt hatte auf diese Abläufe kei-
nen entscheidenden, erst recht keinen unterneh-
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merischen Einfluss. Vielmehr hatte er eine von 
dritter Seite organisierte Struktur vorgefunden, in 
die er sich fremdbestimmt einfügte. Auch war er 
unabhängig von konkreten Behandlungen stun-
denweise bezahlt worden und verfügte nicht über 
eine Abrechnungsbefugnis, die für das Vertrags-
zahnarztrecht typisch ist. Dass der Zahnarzt bei 
der konkreten medizinischen Behandlung frei und 
eigenverantwortlich handeln konnte, fiel für das 
BSG nicht entscheidend ins Gewicht. Im Ergeb-
nis unterlag der Zahnarzt mit seiner Notdiensttä-
tigkeit daher der Versicherungspflicht. 

Mobile Banking  

Kontoauszüge sollten regelmäßig  
gesichert werden 
Bankgeschäfte werden heute in der Regel per 
Smartphone oder PC abgewickelt. Die Kredit-
institute stellen die Kontoauszüge zwar regelmä-
ßig in die elektronischen Postfächer des Online-
Bankings ein, viele Bankkunden ersparen sich 
aber das Archivieren oder Ausdrucken - manch-
mal bewusst, oft auch eher unbewusst.  

Der Effekt: Irgendwann lassen sich die digitalen 
Auszüge nicht mehr im Online-Banking-Portal 
abrufen, und der Bankkunde steht ohne Konto-
auszug dar. Der Grund ist, dass die Banken die 
Kontoauszüge nur für eine begrenzte Zeit in den 
Kundenpostfächern zur Verfügung stellen. Die 
Bereitstellungszeiten variieren zwischen 90 und 
365 Tagen. Dies kann spätestens bei der Steuer-
erklärung zum Problem werden, wenn das Fi-
nanzamt einen Zahlungsnachweis einfordert. 

Privatpersonen sollten ihre Kontoauszüge min-
destens sechs Jahre aufbewahren, besser noch 
zehn Jahre. Bankkunden sind daher gut beraten, 
wenn sie ihre Kontoauszüge monatlich ausdru-
cken. Wer sich das ersparen möchte, sollte seine 
Kontoauszüge zumindest digital in einem Ordner 
speichern bzw. archivieren, so dass sie zur späte-
ren Durchsicht, zum Ausdruck oder zum digitalen 
Versand zeitlich unbegrenzt zur Verfügung ste-
hen. Auf Nummer sicher geht, wer die herunter-
geladenen Dateien auf mehreren Speichermedien 
sichert (z.B. zusätzlich auf USB-Stick). 

Hinweis: Zwar sind Banken nach dem Han-
delsgesetzbuch verpflichtet, Dokumente für 
zehn Jahre zu archivieren. Möchte ein Kunde 
aber alte Kontoauszüge nachträglich ausge-
stellt haben, ist dieser Prozess nicht nur zeit-
aufwendig, sondern auch mit Gebühren ver-
bunden - einzelne Kontoauszüge werden mit 
4 € bis 15 € berechnet. Bankkunden sollten 
sich daher ihr eigenes Archiv anlegen. 

Steuertipp  

Abschreibungsmöglichkeiten für  
Vermietungsobjekte verbessert 
Wer Wohnraum vermietet, ist in der Regel an ei-
ner möglichst hohen Abschreibung seines Miet-
objekts interessiert, um seine steuerpflichtigen 
Mieteinkünfte zu mindern. Ab 2023 wurden die 
Abschreibungsmöglichkeiten für Vermietungsob-
jekte verbessert. Seither gilt: 

Immobilien des Privatvermögens, die nach dem 
31.12.2022 fertiggestellt und zu Wohnzwecken 
vermietet werden, dürfen mit jährlich 3 % line-
ar abgeschrieben werden. Für ältere Immobilien 
gilt nach wie vor ein Abschreibungssatz von 2 % 
bzw. 2,5 % pro Jahr. Die erhöhte Abschreibung 
von 3 % führt dazu, dass Mietobjekte nun schon 
innerhalb von 33 Jahren abgeschrieben werden 
können (statt bisher über 50 bzw. 40 Jahre). 

Bereits 2019 hatte der Gesetzgeber eine Sonder-
abschreibung zum Neubau von Mietwohnungen 
von bis zu 5 % pro Jahr eingeführt, die für die 
ersten vier Jahre ab Fertigstellung neben der re-
gulären Abschreibung in Anspruch genommen 
werden konnte. Diese Förderung war 2021 ausge-
laufen. Nun hat der Gesetzgeber diese Sonderab-
schreibung wieder eingeführt und an die Einhal-
tung bestimmter Gebäudeeffizienzvorgaben ge-
koppelt. Die neuen Förderregelungen gelten für 
Baumaßnahmen, bei denen der Bauantrag in den 
Jahren 2023 bis 2026 gestellt oder eine Bauan-
zeige in diesem Zeitraum getätigt wurde.  

Wie bei der Vorgängerregelung darf in den ersten 
vier Jahren neben der regulären Abschreibung ei-
ne Sonderabschreibung von 5 % pro Jahr abgezo-
gen werden. Die neu errichtete Wohnung muss 
dafür aber in einem Gebäude liegen, das die Kri-
terien für ein „Effizienzhaus 40“ mit Nachhaltig-
keitsklasse/Effizienzgebäudestufe 40 erfüllt, und 
dies ist durch das „Qualitätssiegel Nachhaltiges 
Gebäude“ (QNG) nachzuweisen. Die Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten dürfen zudem 
4.800 € pro qm Wohnfläche nicht übersteigen. 
Nach der früheren Regelung lag diese Baukos-
tenobergrenze noch bei 3.000 €. Als Bemes-
sungsgrundlage für die Sonderabschreibung darf 
maximal ein Betrag von 2.500 € pro qm Wohn-
fläche angesetzt werden (früher 2.000 €). 

Hinweis: Nutzen Sie unser Beratungsangebot 
zur Gebäudeabschreibung! 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 

                                                                                                                                                                                                                     
                                                                                                                                                                                                                     
                                                                                                                                                                                                                     
                                                                                                                                                                                                                     
                                                                                                                                                                                                                     

Alle Informationen nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewähr. Diese Information ersetzt nicht die individuelle Beratung! 
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